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l. Au±st,elJ.ungsbeschluß

Die Au±s-tellung des Bebauungsplanes erfolgte au£ der Grundlage des
Aufs-tellungsbeschlusses der Stadtverordne-fcenversammlung vom
24.10.1990.

Die Aufs-bellung erfolg-te auf Grund des 5 10 des BauGB i.d.F. der
Bekann-traachung vom 00. 12. 1986 (BGB1. I S. 2253), zuletz-t geänder-t
durch das Inves-feitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom
22.04,93 (BGB1. I S. 466) sowie nach S 83 der Bauordnung vom
20.07.90 <G31. I Nr. 50 S. 929).
Es gilt die Baunutzungsverordnung - BauNVO - in der Bekanntmachung
der Neufassung vom 23.01.90 <BGB1. I ü. 132), zuie-tzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes zur Erleichterung von Investitionen
und der Ausveisung und Bereitstellung von Wohnbauland vom 22.04.93
sowie die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und
die Darstellung des Planinhalts (Pianzeichenverordnung 1990) vom
18.12.90 <BGBi. 1991 I S. 58) in Verbindung mit den Ss des
ElnigungsVertrages.

2- Lage des Planungsgebietes

Das zu beplanende Gebiet liegt am südlichen Stadtrand von Ribnitz
und wird begrenzt,:

Im Norden durch das Gelände der Deutschen Bahn AG
im Süden durch oixene Feldmark
im Westen durch Kleingartenaniagen
Ire Osten durch offene FeldmarK.

3. Verhältnisse der ütad-t

Die Stadt Ribnitz-Damgarten hat gegenwärtig ca. 17.000 EW.
Ribnitz-Damgarten liegt ca. 3S km von Rostock und ca. 4Ü km von
Stralsund entfernt. Die Stadt hat die Funktion eines
Mit-telzentrums.
Der Einzugsbereich der Stadt mit den angrenzenden Gemeinden liegt
bei ca. 40.000 EW.
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4. Planungsziele

Das Plangebiet liegt in einem Bereich, in dem bereits gewerbliche
Betriebe und Versorgungsbe-triebe angesiedelt waren, die jedoch mit,
der Wiedervereinigung Deutschlands ihre Zielfunktion verloren
hatten und nicht, vei-tergebau'b wurden.
Die zukünftige Bebauung dieses Gebietes befindet sich zwischen der
vorhandenen Gartenanlage und der vorhandenen Bebauung und schließt
sinnvoll die vorhandene Baulücke.
Somit, wird durch die Planung und anschließende Realisierung dieses
Geverbegebie-fces eine geordnete städ-tebauliche Entwicklung
gesichert, und ein äußerst, vichtiger En-tvicklungsschri-t-fc zur
Ansiedlung neuer Geverbebetriebe mit, SchajEfung von dringend
benötigten Arbeitsplätzen ermöglicht.

Der ausgeviesene Standort bietet weitere Vorteile:

- vorhandene Straße mit entsprechenden Versorgungsleitungen,
teilweise erschlossen,

- Nutzung und Umnutzung vorhandener Bausubstanz (ehern.
Heizwerk),

- s-tarkes Interesse zur Ansiedlung von einheimischen Betrieben,
- die nördlich flankierende Bahnstrecke ermöglicht, bei Bedarf

die Ers-fcellung eines Anschlußgleises. Da gegenvär-tig diese
Entxicklung nicht erkennbar ist, ist dieser Bereich als
Lagerfläche ausgewiesen.

Die Bereitstellung von Bauland für Geverbebetriebe en-fcspricht den
Anforderungen der Zeit.
Dabei sind negative Auswirkungen auf die gesunden
Arbeitsverhältnisse und die Erhaltung und Gestaltung des Orts- und
Landschaf-tsbildes zur Zeit nicht, erkennbar und wird durch
Festsetzungen in der Planung auch nicht zugelassen.
Der Standort entspricht den Anforderungen der mittelständischen
Wir-tschaxt.
Die Belange des Umveltschutzes im erweiterten Sinne werden
berücksichtigt.
Es wird angestrebt, Geverbebetriebe, insbesondere für Baube-triebe,
Büro- und Vervai-fcungsgebäude, Feuerwehr und Telekom anzusiedeln.

5. Vorbereitende Bauleitplanung

Die geplante Nutzung ist aus dem Flächennutzungsplan der Stadt
Ribnitz-Damgarten abgeleitet,.
Die Größe des Pianungsgebietes beträgt ca. 6,5 ha.

6. Große und Fläche des Plangebie^ee

Aus vorher genanntem Anlaß ist folgendes auf der bisher als
Ilutterbodenzvischenlagerstä-tte genutzten Fläche geplant:

a. ca. 5,2 ha Bauland für Geverbebetriebe gemäß BauNVO, S 8 Abs.
2 Zif£. l; 2; 4 und 5 8 Abs. 3 Zi£±.l.
Ausnahmen gemäß § ö Abs. 3 'Ziffer 2 u. 3 sind nicht zulässig.
Zur Ansiediung -werden vor allen Dingen Betriebe mit
produzierendem Charak-ter gelangen.
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b. ca. l, l ha Flächen für Verkehrs- und stadttechnische
Erschließung

c. ca. 0,2 ha ±ür die Fläche des Bahnkörpers (Anschlußgleis)

7. Maß der baulichen Mutzung/Art der baulichen Nutzung

7.l Die Grund±lächenzahlen variieren innerhalb der Bau±lächen von
0, 3 bis O, 6. Die Begrenzung der Grundrflächenzahl gegenüber der
Zulässigkeit wurde aufgrund der bereits vorhandenen Bebauung
vorgenommern und soll dem Ziel einer au±gelockerten Bebauung
mit begrünten Freiflächen gerecht werden.

7.2 Höhe der baulichen Anlagen
Die in der Planzeichnung festgesetzten Höhen unterliegen
Entscheidungen aus städtebaulichen Gesichtspunkten und
beziehen sich auf Oberkante S'traflenverkehrsrfläche.
Für das gesamte Plangebie-t sind zwei un-terschiedllche
Dach±ormen vorgesehen. In Angleichung an die bereits
vorhandenen Gebäude sind Produktions- und Lagergebäude mi-b
Flachdächern ausgewiesen. Im Hinblik auf das angrenzende
Stadtgebiet sind die Büro- und Ver-waltungsgebäude mit
S-teiidächern mit einer Dachneigung von 37 - 39 Grad
^es-bgese-bzt,.

Die Geschossigkeit ist für die einzelnen Baujfelder
unterschiedlich festgelegt.
Die max. Firs-thöhe beträg-fc 12 m über STVFL.
Die Ausnahme bildet der Fernmelde-turm (FMT 10) mit einer max.
Höhe von 100 m.

7.3 Bauveise
Für das gesamte Plangeble-t ist entsprechend der Planzeichnung
(Teil A) die offene Bauweise festgesetz-fc.

7.4 Art der baulichen Nutzung
Die Art der baulichen Nutzung ist durch das Geverbegebiet
festgesetzt.
Da sich im nördlichen Bereich Schallquellen befinden, sind die
nach § Q (3) Ziffer l zugelassenen Wohnungen im südlichen Teil
der Gebäude zu legen.

B. Verkehr

8.l Fahrverkehr
Die Verkehrserschlieflung des geplanten Geverbegebie-tes erfolgt
über die vorhandene Stadtstraße. Die Situa-tion erfordert
jedoch, diese Straße in Richtung Os-ten bis zur Freudenberger
Straße weiterzuführen. Diese Anbindung befindet sich in der
Vorberei-tung.

Der Westteil wird durch eine in südlicher Richtung lührende
StraSenanbindung mit Wendemäglichkei-b erschlossen. Die
Planstraßen A und C enden bis zur Weiterführung an den Grenzen
des Plangebietes.
Das vorgesehene System der S-traßenerschlleßung, der geplanten
Breiten der Planstraßen, der Parkstrei-fen, der Grüns-fcreifen
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und Geh- und Radvege kann der Pianzeichnung (Teil A) entnommen
werden.

8.2 Ruhender Verkehr
Entlang der Erschließungsstraße B werden nach
Parkstrei±en in LängsaufStellung zur AufnaMme
Verkehrs <20 Parkplätze) angeordnet.
Die Anzahl resultiert au± Grundlage § 49 BauO.

Planzelchnung
des ruhenden

10.500 qm Geverbeflache x 0,6
3.000 qm " x 0,5
3.500 qm " x 0, 45

bebaute Fläche

6.300 qm x 2 Geschosse

15.810 qm - 107. Konst.ruk-tions-

fläche
14. 229 qm Nu-tzf lache : 70 qm

10% von 203 Stellplätze

6300 qm
1500 qm
t5Z5_qjBL
9375 q-m

12600 qm
1500 qm
1710 qm

15010 qm

14229 qm NF

203 Stellplätze

20 Stellplätze

reicht ±ür den zuDie Anzahl der ausge-wiesenen Stellplätze
ervartenden Besucherverkehr aus.
Die restlichen Stellplätze sind aul' den privaten Gewerbefiächen
selbs-t zu realisieren.

9. Na-tuz-- und Landscha±tsp±lege

Da das Gewerbegebiet, einen Eingriff in die Natur darstellt, wird
durch Festsetzung in der Planzelchnung südlich und ves-tlich ein 9
m breiter Gehölzstreifen als Übergang zur Natur angeordnet.

9.l Private Flächen
Pro 1000 qm privater Gewerbefläche ist, mindestens l
großkroniger Laubbaum (Endhöhe ca. 20 m) zu pflanzen (keine
S-tandortvorgabe) und zu erhalten (s 9 Abs. l Nr. 25 A BauGB).
Die Grenzen zwischen privaten Grundstücken (Geverbeflachen)
sind mit standortgerechten Laubs-träuchern geschlossen
abzupflanzen (S 9 Abs. l Nr. 25 A BauGü).

9.2 öffentliches Grün
Entlang der Erschließungss-fcraßen sind s-fcandor-tgerechte,
großkronige Laubbäume, mindestens i S-tck. ,25 - 30 m Straße zu
pflanzen.
Der nördlich vorgesehene Lärmschutzwall ist, ebenfalls mit
standortgerechten Laubsträuchern zu beplianzen.

9.3 Ausgleichsmaßnahmen
Um den Eingrill' dieses Gebietes in den Na-fcurhaushait
auszugieichen, ist die überpianung bestimmtsr Bereiche des
Planungsgebietes mit Bäumen, Sträuchern und sons'tigem Grün
sowie die Einordnung eines Regenrückhal-bebeckens vorgesehen.
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10. Lämschuiizwaßnahmen

Durch das im Norden angrenzende Gelände der Deutschen Bahn AG ist
mit Immissionen durch den Schienenverkehr zu rechnen. Auf der
nördlichen Seite der Planstraße A wird ein Lärmschutzvall
errichtet. In der Planzeichnung wird dieser Lärmschutzvall mit
einer Hohe von 2,50 m festgesetzt.
Aufgrund der Aussage des schallschutztechnischen Gutachtens werden
an allen kritischen Immisslonsorten die Orientierungswerte nach
DIN 18005 eingehalten.

11. Bodenordnung

Das Plangebie-fc ist S-fcadteigentum.

12. Erschließung

Das Plangebie-b wird von verschiedenen unterirdischen
Versorgungsleztungen verschiedener Medien durchkreuzt,.
Um eine Bebaubarkeit zu gewährleisten, macht sich sowohl die
Umverlegung als auch die generelle Beseitigung erforderlich. Die
einzelnen Maßnahmen können der Planzeichnung entnommen werden.

12.l Versorgung mit Elektroenergie
Die HEVAG Rostock kann eine Versorgung mit Elektroenergie
gewährleisten.
Die Energieberei-bstellung wird durch die Erweiterung des
Versorgungsnetzes vorgenommen.

12.2 Versorgung mi-t Gas
Die gas-fcechnische Erschließung ist über eine Mitteldrucks-tufe
möglich.
Deshalb werden innerhalb der Straßenräume Versorgungsflachen
berei-tges-fcellt.
In der konkreten Planungsphase sind dazu konkrete Absprachen
mit dem Versorgungsunternehmen erforderlich.

12.3 Fernmeldetechnische Versorgung
Die fernmeldetechnische Versorgung wird durch Telekom
übernommen.
Für den rechtzeitigen Ausbau des Fernmeldenetzes ist die
Koordinierung zwischen allen Bauleistungst.rägern zu sichern.

12.4 Wasserversorgung
Die Versorgung mit Trinkvasser erfolgt über das öffentliche
Wasserversorgungsnetz. Die Trinkvasserleitung wird innerhalb
des ö±£en-tiichen Straßenraumes geleg-t.

12.5 Abvasserieltung
Die Ableitung des Schmutzwassers erfolgt über die nördlich
der Pians-braße A vorhandenen Anschiußscftächte der zentralen
Entvässerung.
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12.6 Regenentvässerung
Die Dimensionierung der ebenfalls nördlich der Planstrafle A
gelegenen Abflußleitung ist. für die Aufnahme des anfallenden
Regenvassers nicht ausreichend.
Die erforderliche Einordnung des Regenrückhaltebeckens
zwischen der Gleisanlage und der Plans-traße A er±üllt somit
zwei Funktionen.

13. Ab±allen-tsorgung

Die Abfallentsorgung richtet sich nach den
Satzung über die Abfallentsorgung im Landkreis.

Bestimmungen der

14. Belange des Brand- und Ka-tast.rophenschut.zes

Entsprechend den Anforderungen an den Brand- und
Katas-fcrophenschutz sind die allgemeinen und besonderen Belange in
Abhängigkeit der Dichte der Bebauung mit dem Nu-tzcharakter der
Gebäude zu berücksichtigen.
Die Bereitstellung von den erforderlichen Löschvassermengen mit
max. Entfernung von 300 m ist gevährleis-be-b.

15. Koa-ten der Erschließung

Vermessungsleis-tungen
Honorar leis-tung
Baust.-einricht., Hil±sl.
S-fcraßenbau
Erdbau
Entwässerung Straßen
Tragschich-fcen
Pjflas-fcer, Platten Borde
Schmutzentvässerung
Regenen-bvässerung
TrinkvasserVersorgung
Regenrückhaltebecken
Erdarb. f. Kabelumverl.
Drainage Plans-tr. A
Ervei-berung Plans-braße B
Begrünung
Elf. S-traßenbeleuch-bung
El-fc. 20 kV-Umverlegung
Gaslei-tung

Gesam-tkos-fcen

ca.

ca.
ca.

ca.
ca.
ca.
ca.
ca.
ca.
ca.
ca.
ca.
ca.
ca.
ca.
ca.
ca.
ca.

ca.

OH.ßrut-fco
22.500, --

114.200,--
17.500, --

52.000, --
27.000,--
49.000, --

146.500, --
63.000, --

177.700, --
41.700, --

113.000, --
18.700,--
12.700, --

143.700, --
108.600,--
26.300,--
39.400,--
48.500, --

1.222.000, —

Ribni-bz-Damgarten, den 25. 11. 1394

Bofbe
Bürgermels-ber


